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Stephan Leibfried und Paul Pierson haben ein Buch herausgegeben, in dem 
zum erstenmal ein Gesamtüberblick über die Probleme vorliegt, die sich 
nach dem Vertrag von Maastricht für die nationale wie für die europaweite 
Sozialpolitik stellen. Da die EG keinesfalls, wie etwa die Vereinigten Staaten, 
ein einheitliches Gebilde darstellt, sondern nationale Souveränität auch 
langfristig noch den Ausschlag geben wird, findet auf dem sozialpoliti­
schen Sektor, ähnlich wie bei rein ökonomischen Faktoren, ein Wettbe­
werb statt. In diesem Sektor zeichnet das Buch eine globale Perspektive, die 
die sozialen Entwicklungen in Europa nach der Jahrtausendwende bestim­
men wird. Die zweite These des Buches ist in ihrer Drastik beeindruckend: 
Das System der sozialen Sicherheit in Europa kann nur beibehalten werden, 
wenn die Einwanderung geregelt wird. Das bedeutet keine Abschottung, 
wohl aber eine Neuregelung fast aller Details der sozialen Sicherheit. 
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Vorwort 

Der vorliegende Band entstand aus der Zusammenarbeit von Wis­
senschaftlern, die sich mit der politischen Entwicklung der westeu­
ropäischen Staaten und der europäischen Integration beschäftigen. 
Unsere Diskussionen waren von dem Eindruck bestimmt, daß der 
historisch neue - und weltweit bislang einmalige - Prozeß der Eu­
ropäischen Integration und seine politische Dynamik sich nicht 
verstehen lassen, wenn man nicht gleichzeitig die nationale wie die 
supranationale Politik, die herkömmliche Innen- wie die Außenpo­
litik, im Auge behält. ' Die vergleichende Politikwissenschaft schien 
bislang für solche Untersuchungen schlecht ausgestattet. Entspre­
chende Defizite weist die disziplinäre Optik der Internationalen 
Politik auf, da für diese Wissenschaftler die Europäische Integra­
tion ausschließlich ein Prozeß vorsichtiger, ausgewogener diplo­
matischer Verhandlungen zwischen weiterhin in jeder Hinsicht 
souveränen Staaten ist. Mit dieser Betrachtungsweise sind die un­
geheuren Veränderungen der Politik, die auch in Bereichen sicht­
bar werden, die weiter von dem Kernbereich der Gemeinschaft, 
dem Bemühen, einen Gemeinsamen Markt aufzubauen, entfernt 
sind, heute nicht mehr zu erfassen. 

Unsere Untersuchungen gehen vom Forschungsstand über fö­
derale, über Mehrebenen-Systeme aus, aber sie gelten den Beson­
derheiten der historischen Entwicklung der Europäischen Integra­
tion, und wir betonen in diesem Band das Ausmaß, in dem die 
Mitgliedstaaten sich in eine neue, historisch nicht bekannte Form 
von Politik eingebunden haben und eingeflochten finden, die 
europäische >>Politikverflechtung«. 

Schwerpunkt dieses Bandes ist die besondere Dynamik der In­
tegration von Sozialpolitik in einem Mehrebenen-System. Die Mit­
gliedstaaten müssen nun Zuständigkeiten für Politikfelder und 
Verantwortung für Politikergebnisse, für das >>policy making<< ,  mit 
zentralen, supranationalen Institutionen teilen, obwohl diese Insti­
tutionen im allgemeinen zu schwach ausgebildet s ind, um selbstän­
dig größere Initiative entfalten zu können. Europäische Sozialpoli­
tik, die mit der Herstellung des Gemeinsamen Markts stufenweise 
entstand, ist Ergebnis eines pluralen Prozesses, in dem Mitglied­
staaten, gesellschaftliche Akteure und Europäische Institutionen, 
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etwa die Kommission oder der Europäische Gerichtshof, um Ein­
fluß kämpfen. Daraus folgt, daß die >>Europäische Sozialpolitik<< 
durch eine ausgeprägt gebrochene, eine fragmentierte Struktur ge­
prägt ist. >>Policy making<< wird immer anfäl liger für Verflech­
tungsfallen, für zementierte Unbeweglichkeit, und dafür, daß nur 
Vereinbarungen auf kleinstem gemeinsamen Nenner zustande 
kommen; Initiativen werden von den unterschiedlichsten öffentli­
chen Trägern aller Ebenen ergriffen, und sie sind meist nur äußerst 
>> locker<< koordiniert. Im neuen europäischen Gemeinwesen ent­
wickeln sich Politiken, ohne daß eine bestimmte Gruppe politi­
scher Akteure - auch nicht die Mitgliedstaaten - sie noch vollstän­
dig bestimmen könnte. 

Im ersten Kapitel >>Mehrebenen-Politik und die Entwicklung 
des >Sozialen Europa<<< werden die Fragestellung und das Thema 
des Bandes entfaltet. Die Kapitel 2 bis 7 beschäftigen sich in unter­
schiedlicher Schwerpunktsetzung mit verschiedenen Aspekten der 
sozialen Integration- der regionalen, generationalen und klassen­
bezogenen U mverteilung durch Europäisierung. Setzt man so um­
fassend an, kommen zwangsläufig Fragen des Sozialstaats (Kapi­
tel  2 ), der industriellen Beziehungen (Kapitel 3 ), der Regionalpoli­
tik über Strukturfonds (Kapitel 4) ,  der Geschlechtergleichstellung 
(Kapitel 5 ), der Agrarpolitik (Kapitel 6) und der Migration (Kapi­
tel 7) in  den Blick. Im zehnten Kapitel >>Zur Dynamik sozialpoliti­
scher Integration: Der Wohlfahrtsstaat in der Europäischen Mehr­
ebenen-Politik<< wird dann eine Summe gezogen aus den empirisch 
ausgerichteten Arbeiten der Kapitel 2 bis 7 und aus den zwei 
kontrastierenden theoretischen Zwischenbilanzen, die in den Ka­
piteln 8 (pro) und 9 (contra) aufgemacht werden. 

Dabei wird die Sozialpolitik der EG durchgehend als Mehrebe­
nen-System untersucht und mit anderen Mehrebenen-Systemen ­
föderalistischen Staaten in Nordamerika (USA, Kanada) etwa -
verglichen. In Kapitel r wird dieser Kontrast benutzt, um die Kon­
turen der >>Mehrebenen-Politik<< der EU zu zeichnen, und in Kapi­
tel ro werden wesentliche Ergebnisse eines solchen >>Mehrebenen­
V ergleichs<< ,  die an anderer Stelle veröffentlicht sind (Pierson r 99 5 , 
Weir 199 5 , Banting 199 5 ), für die Betrachtung des europäischen In­
tegrationsprozesses fruchtbar gemacht. 

An diesem Buch waren Wissenschaftler aus drei Ländern - und 
zwei Kontinenten - beteiligt. Für Unterstützung haben wir vielen 
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Pendant European Social Policy: Between Fragmentation and Inte­
gration, seinem Doppelcharakter als Bi lanz des Forschungsstands 
und als in den Universitäten vielgebrauchtes Lehrbuch gerecht 
werden wird. 

Bremen und Cambridge, Mass. 

Anmerkungen 

Stephan Leibfried 
Paul Pierson 

I Zu einem Überblick über all diese Felder auf neuestem Stand vgl. H.  & 
W. Wallace (I996); zu einem eher kontinentaleuropäisch geprägten sy­
stematischen theoretischen Zugang vgl. Marks u .  a. (I 996); zu einem 
theoretisch orientierten Reader vgl. Jachtenfuchs und Kohler-Koch 
(I996). 



Kapitel 1 

Paul Pierson/Stephan Leibfried 
Mehrebenen-Politik und die Entwicklung 

des »Sozialen Europa« 

Während der vergangenen vier Jahrzehnte hat Europa eine bemer­
kenswerte pol itische Transformation durchlaufen. Seit Unter­
zeichnung der Römischen Verträge I 9 5 7 haben die sechs ursprüng­
lichen Mitglieder der Europäischen Gemeinschaft (EG 6:  Belgien, 
Deutschland, Frankreich, Italien, Luxemburg und Niederlande) 
zusammen mit den sechs neuen Mitgliedern, die bis I 986 in mehre­
ren Erweiterungen hinzukamen (EG 9 = plus Dänemark, Irland 
und Großbritannien I973 ; EG IO =plus Griechenland I98 I; EG I2 
=plus Portugal und Spanien I 9 86; EG I 5 : Finnland, Österreich und 
Schweden I 99 5 ), umfassende und hochinstitutionalis ierte Antwor­
ten auf gemeinsame Probleme entwickelt. Fortschritte in Richtung 
der versprochenen » immer engeren Gemeinschaft<< gab es nur spo­
radisch, aber die I 986 beschlossene und I 9 87 in Kraft getretene Ein­
heitliche Europäische Akte (EEA), die darauf zielte, bis I992 den 
Binnenmarkt in der Gemeinschaft zu verwirklichen, hat den Pro­
zeß der europäischen Integration stark beschleunigt. Trotz eines 
von heftigen Kontroversen begleiteten Ratifizierungsprozesses ha­
ben die Annahme des Maastricht-Abkommens von I993 und der 
Beitritt der drei neuen Mitglieder im Januar I99 5 die neue politische 
Struktur - jetzt in Europäische Union (EU) umberrannt - weiter 
konsolidiert und erweitert.' 

Wohin dieser Prozeß führt, bleibt unsicher. Dennoch:  Die EU 
ist nicht länger ein multilaterales Instrument von beschränkter 
Reichweite, das streng von den einzelnen Mitgliedstaaten kontrol­
liert wird. Sie verfügt vielmehr über Merkmale einer supranationa­
len Einrichtung, einschließlich umfassender bürokratischer Zu­
ständigkeiten, vereinheitlichter rechtlicher Kontrollverfahren und 
bedeutender eigener Organisationsressourcen, um selber Politiken 
zu entwickeln oder zu verändern (s. Schaubild I- I) .  Innerhalb Eu­
ropas können weite Bereiche klassischer Innenpolitik nicht länger 
verstanden werden, wenn nicht die Rolle der EU innerhalb eines 
zunehmend integrierten, j edoch stark fragmentierten Staatswesens 
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anerkannt wird. Die EU ist mehr als nur eine internationale Orga­
nisation. Wir verstehen sie als zentrale - jedoch noch schwache ­
eigenständige Ebene in einem sich entwickelnden Mehrebenen­
System staatlichen Handelns. 

Schaubild I-I: Institutionen der Europäischen Union 

Europäisches Parlament 
Das direkt gewählte Europäische Parlament stellt das bedeutendste öffent­
liche Forum für die Diskussion europäischer Themen dar. Die Mitglieder 
des Europäischen Parlaments vertreten weniger die Interessen ihres jewei­
ligen Mitgliedstaats als die der politischen Parteien, denen sie angehören. 
Die Sozialdemokraten und die Christdemokraten bilden die beiden größ­
ten Fraktionen. Das Parlament hat das Recht, Anfragen an die Kommission 
und den Rat zu stellen, kann den Rücktritt der gesamten Kommission er­
zwingen und den jährlichen Haushalt der EU verändern oder zurückwei­
sen. Das Parlament ist durch unterschiedliche Verfahren in den Normset­
zungs- und Entscheidungsprozeß der EU eingebunden. 

Europäische Kommission 
Die Kommission besteht aus 20 Kommissaren, wobei die größeren Mit­
gliedstaaten (Frankreich, Deutschland, Italien, Spanien und Großbri­
tannien) je  zwei und die kleineren Mitgliedstaaten je  einen Kommissar 
entsenden können. Die Kommissare werden zwar von den jeweiligen Re­
gierungen der Mitgliedstaaten vorgeschlagen, sie sind aber angehalten, 
» ihre« Mitgliedstaaten nicht zu repräsentieren und keine Weisungen von 
ihnen entgegenzunehmen. Mit Ausnahme des Bereiches der Außen- und 
Sicherheitspolitik ist ausschließlich die Kommission dafür zuständig, Poli­
tiken und Regelungsentwürfe vorzuschlagen, die Umsetzung der Regulie­
rung in die Gesetzgebung der Mitgliedstaaten und die verwaltungsmäßige 
Durchführung zu überwachen. Die Kommission hat außerdem die Mög­
lichkeit, gegen die Mitgliedstaaten vor dem Gerichtshof der Europäischen 
Gemeinschaften (EuGH) wegen Vertragsverletzung zu klagen. 

Europäischer Rat 
Der Rat, der mindestens zweimal im Jahr zusammentrifft, setzt sich aus 
den Staats- und Regierungschefs der Mitgliedstaaten und dem Präsidenten 
der Kommission zusammen. Obwohl der Europäische Rat bereits 1 974 
eingerichtet wurde, ist er erst 1 98 7  durch die Einheitliche Europäische 
Akte (EEA) in den Vertrag aufgenommen worden. 

Ministerrat 
Im Ministerrat sind die nationalen Regierungen vertreten, und er entschei­
det über die Vorschläge der Kommission. Einige Entscheidungen bedürfen 
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dabei der Einstimmigkeit, während andere mit qualifizierter Mehrheit ver­
abschiedet werden können. Die j eweilige Zusammensetzung des Minister­
rats erfolgt nach funktionalen Gesichtspunkten - über Gesetzesentwürfe 
im Bereich der Landwirtschaft entscheiden die Landwirtschaftsminister, 
über jene im Bereich der sozialen Sicherheit die Arbeits- und Sozialmini­
ster. Der Ministerrat ist vorrangig für die Rechtsetzung in der EU zustän­
dig, also die Institution, die rechtsverbindlich für alle EU-Bürger Regelun­
gen treffen kann. 

Der Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften 
Der Gerichtshof legt die EU-Verträge und die sekundäre N ormsetzung der 
EU (Verordnungen, Richtlinien usf.) aus und wendet diese ggf. an. Er be­
steht aus 1 5 Richtern. Durch die EEA wurde zusätzlich ,der Gerichtshof 
Erster Instanz eingerichtet. Die Richter werden für sechs Jahre von dem 
jeweiligen Mitgliedstaat vorgeschlagen und von den Mitgliedstaaten im ge­
genseitigen Einvernehmen ernannt. Die Entscheidungen des Gerichts wer­
den mit einfacher Mehrheit gefällt. 

Die Folgen hiervon sind insbesondere in Hinblick auf die sozial­
politischen Fragen, mit denen wir uns in diesem Band auseinander­
setzen, durchaus kontrovers . Für viele Beobachter ist das Fehlen 
sozialpolitischer Initiativen auf der Ebene der EU das deutlichste 
Zeichen dafür, daß ihre Rolle begrenzt ist, denn in der Geschichte 
der europäischen Nationalstaaten war Sozialpolitik ein zentraler 
Baustein territorialer Staatlichkeit, und zugleich ist der Wohl­
fahrtsstaat eine wesentliche Komponente aller fortgeschrittenen 
industrialisierten Länder. Doch die »soziale Dimension« der EU 
steckt weiterhin  in den Anfängen. In der Tat beruht die jüngste Be­
schleunigung der europäischen Integration auf dem stillschwei­
genden Übereinkommen, politische Initiativen der EU an einer 
Stärkung des Marktes zu orientieren.2 

Die Union hat j edoch allmählich beträchtliche Kompetenzen in 
Politikbereichen erlangt, die über die reine Entwicklung eines ge­
meinsamen Marktes weit hinausgehen. Wenn man der Definition 
von Sozialpolitik folgt, wie sie T. H.  Marshall vorschlägt, nämlich 
den Gebrauch >>politischer Macht, um Funktionsweisen des öko­
nomischen Systems zu ergänzen, zu modifizieren oder abzulösen 
und so Ergebnisse zu bewirken, die das ökonomische System aus 
sich selbst heraus nicht erreichen würde<< ( I 975: I 5 ), dann existiert 
das » soziale Europa<< bereits heute. Die EU betreibt aktiv Umver­
teilungspolitik, und zwar zwischen Sektoren (durch die Gemein­
same Agrarpolitik) wie zwischen Regionen (durch die Struktur-



fonds). Zu bestimmten Fragen, wie der Gleichbehandlung der 
Geschlechter, hat die EU wichtige Sozialgesetze erlassen, was 
Sozialleistungen und Schutzbestimmungen für weibliche Beschäf­
tigte einschließt. Einheitliche Regelungen zu Gesundheitsschutz 
und Sicherheit am Arbeitsplatz haben einen recht hohen Standard 
vorgegeben. Die EU erweitert gleichfalls ihren Herrschaftsbereich, 
wenn auch äußerst vorsichtig, in Gebieten wie Arbeitsbeziehun­
gen und Einwanderung. Und schließlich, wenn auch weniger of­
fensichtlich, entwickelt sich die Union zu einem beachtlichen Ak­
teur, wenn es um die Steigerung der >>Marktkompatibilität<< von 
Sozialpolitik geht; so werden die sozialpolitischen Handlungs­
möglichkeiten der Mitgliedstaaten immer dann eingeschränkt, 
wenn sie in Konflikt mit der Erweiterung und Vertiefung des Bin­
nenmarktes geraten .  

Was s i ch  in Europa entwickelt, i s t  e in  System gemeinsamer, 
>>vergemeinschafteter<< politischer Herrschaft über die Sozialpoli­
tik. Allerdings handelt es sich  um ein System, das weit dezentrali­
s ierter ist, als wir dies in den traditionell föderalen Staaten gewohnt 
sind. Die institutionellen, politischen, kulturellen und technischen 
Hindernisse für eine Ausweitung der sozialpolitischen Zuständig­
keiten der EU sind hoch. Im Zuge der ökonomischen - und zuneh­
mend auch der politischen - Integration nimmt die Präsenz der EU 
in der Sozialpolitik j edoch weiter zu. 

Mit der Untersuchung dieses Prozesses verfolgen wir mehrere 
Ziele. Vornehmlich sollen die Reichweite und Dynamik europäi­
scher Sozialpolitik im weitesten Sinne erkundet werden. Es kommt 
wesentlich darauf an zu verstehen, warum Europas soziale Dimen­
sion die Form angenommen hat, die sie heute hat, und was sich an­
hand dieser vergangenen Entwicklungen und mittels einer ver­
gleichenden Analyse über die mittelfristigen Aussichten einer 
europäischen Sozialpolitik aussagen läßt. Ein >>Soziales Europa<< 
wird oft als Hirngespinst abgetan oder als Anhängsel der eigent­
lichen ökonomischen Integration Europas betrachtet. Und in der 
Tat ist die Sozialpolitik gegenüber den Anstrengungen um einen 
B innenmarkt in den Hintergrund getreten: Hoffnungen auf einen 
pan-europäischen Wohlfahrtsstaat - oder auch entsprechende Be­
fürchtungen- sollten tatsächlich begraben werden (vgl. Leibfried/ 
Pierson 1992 und die Beiträge im zweiten Teil  dieses Bandes). In  
ihren unterschiedlichen Formen i s t  tatsächliche oder potentielle 
europäische Sozialpolitik dennoch von erheblicher Bedeutung. 



Wie die empirischen Kapitel in diesem Band zeigen, müssen Wis­
senschaftler, die über die nationale Sozialpolitik in den Mitglied­
staaten arbeiten, die EU inzwischen systematisch berücksichtigen.' 

In diesem Band versuchen wir aber auch, immer wieder über die 
EU hinauszuschauen und nach der Dynamik der Integration von 
Sozialpolitik in politischen Mehrebenen-Systemen zu fragen. Trotz 
ihrer beträchtlichen Besonderheiten ist die EU durch Merkmale 
gekennzeichnet, die denen anderer nationaler politischer Systeme 
ähneln, etwa denen der USA und Kanadas. Die Folgen eines 
Mehrebenen-Entscheidungsprozesses für die Sozialpolitik sind 
aber bislang kaum Gegenstand der Forschung gewesen. In dieser 
Einleitung und in Kapitel2 soll gezeigt werden, wie solche Systeme 
eigentümliche Zwänge und Beschränkungen für die Herausbildung 
von Sozialpolitik erzeugen. Da vielfach föderale Systeme vorherr­
schen, zudem in den zentralisierten Einheitsstaaten die Tendenz 
wächst, mehr mit dezentralen sozialpolitischen Strukturen zu ex­
perimentieren, und da sich eine V ielzahl supranationaler Systeme 
entwickelt hat, die sich auf sozialpolitische Probleme auswirkt 
- etwa das North American Free Trade Agreement (NAFTA ) -, ist 
diese Themenstellung auch für j ene von beträchtlicher Bedeutung, 
die nur ein begrenztes Interesse an der EU haben. 

Dieses Buch besteht aus zwei Teilen. Der erste Teil, >>Soziales 
Europa - Eine Bestandsaufnahme<< ,  konzentriert sich auf die 
Geschichte und den gegenwärtigen Status der sozialen Kompo­
nenten der europäischen Integration  und umfaßt die Kapitel 2 bis 
7· Hier werden die Prozesse untersucht, die zu der gegenwärtigen 
Mischung von EU-Intervention und -Nichtintervention geführt 
haben. Der zweite Teil ,  >>Perspektiven für ein Soziales Europa<< ,  
enthält in den Kapiteln 8 bis ro drei Beiträge, in denen ganz unter­
schiedliche Bilanzen zur Zukunft eines >>Sozialen Europa<< gezo­
gen werden. 

Die Europäische Union als ein Mehrebenen-System 
im Werden 

In den vergangenen Jahren hat sich das wissenschaftliche Interesse 
an politischen Institutionen neu belebt.4 Die organisatorischen 
>>Spielregeln<< sind von enormem Einfluß auf das politische Leben, 
da sie festlegen, wie sich politische Akteure organisieren, welche 



Ziele sie verfolgen und inwieweit sie politische Ergebnisse beein­
flussen können. Obwohl die Institutionen, für sich genommen, 
Politik nicht determinieren, sind sie doch bei der Entwicklung po­
litischer Ziele von zentraler Bedeutung. 

Dies trifft vermutlich besonders auf die EU zu, die das Ergebnis 
eines überaus bewußten und planvollen Aufbaus von Institutionen 
war und ist . Über vier Jahrzehnte hat sich eine Gruppe europäi­
scher Nationalstaaten zusammengefunden und gemeinsam ein 
neues System staatl ichen Handeins geschaffen. Bei wachsender 
wechselseitiger Abhängigkeit wird die Option, gemeinsam zu 
agieren, immer attraktiver und führt dazu, daß die politischen Ak­
tivitäten auf europäischer Ebene stark zunehmen. Europäisches 
Recht ist ein entscheidender, wenn nicht sogar beherrschender 
Einfluß in so unterschiedlichen politischen Bereichen wie Land­
wirtschaft, Umweltschutz und Industriepolitik. 

Durch diese Transformation wurde eine einzigartige Struktur 
staatlichen Handeins in  mehreren Ebenen aufgefaltet. Obwohl die 
einzelnen Mitgliedstaaten eine überaus mächtige und oft entschei­
dende Rolle spielen, ähnelt die Union immer mehr den etablierten 
Mehrebenen-Systemen, wie wir sie in den herkömmlicherweise 
föderal organisierten Staaten vorfinden. Die EU so zu betrachten 
steht in scharfem Gegensatz dazu, wie die EU üblicherweise durch 
meist amerikanische Politikwissenschaftler beschrieben wird: Sie 
gilt wesentlich als internationale Organisation, wenn auch als eine 
ungewöhnlich bedeutende.5 Diese Unterscheidung ist nicht etwa 
eine rein semantische. In ihrem Kern kann sie darauf zurückge­
führt werden, in welchem Maß die Mitgliedstaaten weiterhin sou­
verän politische Herrschaft in der EU ausüben und wie sie dies tun. 
Obgleich die Mitgliedstaaten sehr mächtig bleiben, ist ihr Einfluß 
zunehmend eingegrenzt und in ein dichtes und komplexes Institu­
tionennetz eingebunden worden, das mit den Begriffen einer 
Theorie zwischenstaatl icher Verhandlungen nicht mehr zutreffend 
beschrieben werden kann. 

Die Macht der >>konstituierenden Einheiten« der E V 

Für die >> lntergouvernementalisten<< ,  die die EU ausschließlich als 
internationale Vereinbarung begreifen, ist die Autonomie der Mit­
glieder, die souveräne Staaten bleiben, der zentrale Ausgangstatbe­
stand.6 Der enorme Einfluß der Mitgliedstaaten innerhalb der EU 
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läßt sich nicht bestreiten. Was die EU von den bekannten föderalen 
Systemen ganz deutlich unterscheidet, ist diese besonders starke 
Position der Mitgliedstaaten. Vergleichend betrachtet, hat die 
Union eine bemerkenswert ausgeprägte territoriale, räumliche 
Komponente. Dennoch wird die Macht der Mitgliedstaaten nicht 
nur in der EU »Zusammengeführt<< ,  sie wird auch zunehmend von 
ihr eingeschränkt. 

In  der Struktur der EU selbst, wie sie in den Römischen Verträ­
gen und den späteren Anpassungen niedergelegt ist, werden den 
Mitgliedstaaten weite Bereiche zur eigenen Entscheidung belassen, 
und meist sind sie auch dafür zuständig, die Entscheidungen, die in 
der EG getroffen werden, durch ihre Verwaltungen umzusetzen. 
Dieses >>Subsidiaritätsprinzip<< unterstützt ganz allgemein - wenn 
auch vieldeutig - das Verbleiben von Kompetenzen bei den Mit­
gliedstaaten, sofern keine zentralisierten Aktivitäten erforderlich 
sind. Zwar haben die EEA und der Maastrichter Vertrag auf wich­
tige Elemente nationaler Souveränität zugegriffen, dennoch ist das 
Ausmaß der Dezentralisierung in der Struktur der Union erstaun­
lich, wenn man es mit föderalistischen Staaten vergleicht - etwa 
Deutschland, Kanada und den USA . 

Es gibt allerdings nur wenige gesellschaftliche Bereiche, in die 
die EU nicht eingreifen dürfte. Ihr sind weitreichende Interven­
tionsbefugnisse zugestanden worden, wenn es der Verwirklichung 
des Binnenmarktes dient. Fritz W. Scharpf sagt dazu: >> . . .  es wird 
kaum irgendeinen Politikbereich geben, für den sich ein Bezug zur 
freien Mobilität von Gütern, Personen, Dienstleitungen und Kapi­
tal nicht plausibel machen ließe - und damit zu den grundlegenden 
Zielen der Europäischen Union. << ( 1 994:6) Subsidiarität - ur­
sprünglich dazu gedacht, die EU im Zaum zu halten - kann unter­
schiedlich ausgelegt werden, läßt aber der EU weiten Spielraum. 
Die entscheidende Aussage zum Subsidiaritätsprinzip wird in Ar­
tikel 3 b des Maastrichter Vertrages getroffen und besagt, daß die 
Gemeinschaft in Bereichen, wo ihr Kompetenzen zugebilligt sind, 
nur handeln darf, >> sofern und soweit die Ziele der in Betracht ge­
zogenen Maßnahmen auf Ebene der Mitgliedstaaten nicht ausrei­
chend erreicht werden können<< .7 Die Union ist j edoch so hetero­
gen zusammengesetzt und die administrative Leistungsfähigkeit 
einiger Mitgliedstaaten so begrenzt, daß eine Unionszuständigkeit 
bei komplexen Fragen fast immer plausibel gemacht werden kann 
(Scharpf 1 994, Dehousse 1 994) .  



Interventionen der Gemeinschaft werden durch die Regeln des 
Entscheidungsverfahrens, wie etwa die Einstimmigkeit, nicht 
so sehr untersagt als stark behindert: Sie erschweren jede 
Politik auf europäischer Ebene. Die Mitgliedstaaten sind in den 
Entscheidungsgremien der EU sehr gut vertreten. Die auf weitrei­
chenden verfahrensmäßigen Absieherungen beruhende institutio­
nelle Macht der Mitgliedstaaten und ihre Auswirkungen auf die in­
stitutionelle Regelungsgewalt der EG sind offensichtlich.x Diese 
Aussage läßt sich treffen, ohne daß wir auf die Feinheiten der 
Auseinandersetzung zwischen »>ntergouvernementalisten<< und 
>>Funktionalisten<< eingehen müßten. Die Entscheidungsgremien 
der EU sind mit großer Sorgfalt von Mitgliedstaaten entworfen 
worden, die keinen Wunsch nach einem institutionellen Selbst­
mord verspüren. Sie weisen daher eine Struktur auf, die vorschnelle 
Entscheidungen hemmt und den Mitgliedstaaten ein erhebliches 
Mitspracherecht darüber einräumt, welche Initiativen aufgegriffen 
werden können. Wie noch zu zeigen sein wird, haben erhebliche 
Machtverschiebungen zugunsten der Kommission, des Europäi­
schen Gerichtshofes (EuGH) und sogar des Europäischen Parla­
ments stattgefunden. Doch ist der Rat, der sich aus den Repräsen­
tanten der fünfzehn Mitgliedstaaten zusammensetzt, das zentrale 
Entscheidungsgremium geblieben. 

Aber selbst innerhalb des Rats ist es schwierig, Entscheidungen 
zu treffen. Die EU ha� weiterhin, so Wolfgang Streeck und Philippe 
C. Schmitter, ein »Zentrifugales Zentrum<< ( 1 99 1 :J42) .  Reformgeg­
ner verschanzen sich hinter bestehenden institutionellen Arrange­
ments, und es ist weit schwieriger, eine Politik zu initiieren, als 
einfach weiter >>zuzuwarten<< und sich hinter »Nicht-Entschei­
dungen<< zu verstecken. Ausschlaggebend ist nicht nur die Rolle, 
die den Mitgliedstaaten beim Schmieden gemeinschaftsweiter Po­
litik zukommt. Zentral sind auch die beträchtlichen Schutzvorkeh­
rungen für die einzelnen Mitgliedstaaten. Wenn eine Maßnahme 
blockiert werden kann, weil sich auch nur ein Mitglied gegen sie 
ausspricht - und das ergibt sich aus der Einstimmigkeitsregcl, die 
noch für viele politische Bereiche gilt -, ist die Handlungsfähigkeit 
der EU auf eine Politik des »kleinsten gemeinsamen Nenners << re­
duziert, durch die die Interessen der einzelnen Mitgliedstaaten 
weiterhin gesichert werden. 

In  nächsten Kapitel wird gezeigt, daß dies in der Sozialpolitik oft 
der Fall war. Bis Mitte der achtziger Jahre war für Entscheidungen 

! 8  



zur Sozialpolitik - wie auf anderen Gebieten- die Einstimmigkeit 
aller Mitgliedstaaten erforderlich. Die in der EEA intensivierte 
qualifizierte Mehrheitsabstimmung hat die Entscheidungsverfah­
ren über den Binnenmarkt vereinheitlicht und erleichtert, aber die 
meisten sozialpolitischen Maßnahmen erfordern nach wie vor Ein­
stimmigkeit.Y Durch die EEA und ihre qualifizierten Mehrheitsab­
stimmungen ist j edoch der institutionelle Rahmen von Sozialpoli­
tik immer kontroverser geworden. Fürsprecher und Gegner einer 
>>sozialen Dimension« haben sich darüber auseinandergesetzt, wo 
die Grenze für Mehrheitsabstimmungen zu ziehen ist, seien es Ab­
stimmungen gemäß Artikel rooaEGV, in dem Wettbewerbsverzer­
rungen angesprochen werden, oder Abstimmungen gemäß Art. 
I I Sa - eingeführt durch die EEA -, dem gemäß über Gesundheits­
schutz und Sicherheit am Arbeitsplatz mit qualifizierter Mehrheit 
beschlossen werden kann (Lange I 992) .  Mit der Ratifizierung 
des Maastrichter Vertrags hat sich die Unsicherheit noch erhöht, 
weil dort ein eigenes Verfahren für die Sozialpolitik vorgesehen 
wurde. In einem komplexen, in letzter Minute erzielten Kompro­
miß haben alle Mitgliedstaaten einem eigenständigen Protokoll zu­
gestimmt, das es elf Mitgliedstaaten- ausgenommen Großbritan­
nien - gestattet, bestimmte sozialpolitische Fragen nunmehr durch 
Mehrheitsabstimmung gemäß dem Sozialabkommen zu regeln. 
Großbritannien hielt sich von diesen Entscheidungsprozessen fern 
und war auch nicht den Gesetzen unterworfen, die gemäß Sozial­
protokoll beschlossen worden sind.'" Tony Blair hat allerdings 
nach der gewonnenen Wahl im Mai I 997 angekündigt, daß nun 
auch Großbritannien das Sozialabkommen unterzeichnen wird. 

In verschiedenen Bereichen der Sozialpolitik werden einzelne 
Mitgliedstaaten also sozialpolitische Initiativen nicht mehr blok­
kieren können. Trotz der neueren Veränderungen in der Verfas­
sung der EU bleibt es bei der starken territorialen Ausrichtung des 
Entscheidungsprozesses der Gemeinschaft - also bei der Selbstre­
präsentation der Mitgliedstaaten, was die wesentlichen Aspekte ge­
meinsamer Rechtsetzung betrifft. Welche Wurzeln die Struktur der 
EU hat, zeigt sich daran, daß diese Verfassungsurkunde, die Euro­
päischen Verträge und ihre Fortschreibung durch die EEA und 
Maastricht, von souveränen Staaten unterzeichnet wurde. Die 
Union ist sowohl dezentralisiert als auch - was noch wichtiger ist ­
dadurch gekennzeichnet, daß die Interessen der >>konstituierenden 
Einheiten<< im Entscheidungsprozeß massiv repräsentiert sind. Die 
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